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rden Kreis Gr. Werder 


Bezugspreis monatlich 1,50 Danziger Gulden. 5 


Nr. 15 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Nr 


Kinderwalderholungsheim. 

Am 11. Mai d. Js. ſoll die Walderholungsftätte in Stutthof 
wieder eröffnet werden. Die endgültige Auswahl der Kinder ge= 
ſchieht durch den Herrn Kreisfürſorgearzt, welcher auf Antrag der 
Herren Aerzte, Gemeindevorſteher, Lehrer, Geiſtlichen, der Ders 
trauensdamen des Roten Kreuzes, der freiwilligen ortsanſäſſigen 
Helferinnen des Wohlfahrtsamtes uſw. Voranmeldungen erholungse 
bedürftiger Kinder annimmt. 

Die Kinder müſſen frei ſein von anſteckenden Krankheiten, von 
Hrätze und Ungeziefer, dürfen keine Bettnäſſer fein und nicht an 
Krämpfen leiden. 

An Kleidung, Wäſche uſw. ſollen die Kinder, wenn möglich, 
mitbringen: ’ 

ı Sommeranzug, 2 Hemden, 2 Unterbeinkleider, 1 Paar Strümpfe, 
5 Taſchentücher, 1 Paar Schuhe, 1 Badehoſe (Badeanzug), ı Kamm 
und 1 Haarbürſte, 1 Hahnbürſte, 1 Waſchlappen, 1 Stück Seife. 

Das tägliche Pflegegeld für das im Kreis beheimatete Kind ift 
auf 50 Pfg. pro Tag feſtgeſetzt worden, wovon ſelbſtverſtändlich nicht 
die volle Verpflegung beſtritten werden kann, fo daß dieſes Pfleges 
geld nur einen beſcheidenen Fuſchuß darſtellt zu den Geſamtkoſten, 
die der Kreis im Intereſſe der Jugendwohlfahrtspflege zu tragen 
auch in dieſem Jahre wiederum beſchloſſen hat. 

Die Bezahlung des Pflegegeldes muß, ſoweit fie von Privat- 
perſonen erfolgt, vor Eintritt des Kindes in die Walderholungsſtätte 
an die Kreiskommunalkaſſe in Tiegenhof für das Kreiswohlfahrts⸗ 
amt erfolgen. Bei Kindern, die von den Gemeinden in die Wald⸗ 
erholungsſtätte entſandt werden, haben die Gemeinden die Hälfte des 
Pflegegeldes vor Eintritt des Kindes in die Walderholungsſtätte an 
die Kreiskommunalkaſſe zu zahlen. Der Reſt wird am Ende der 
Kurperiode fällig. 

Anmeldungen für die erſte Periode (Mitte Mai bis Ende Juni) 
werden bis ſpäteſtens 25. April d. Is. an das Wohlfahrtsamt oder 
den Fürſorgearzt erbeten. 

Tiegenhof, den 15. April 1925. 

Kreiswohlfahrtsamt. 


Nr. la. Inſtandſetzung der Wege. 

Die Herren Amtsvorſteher des Kreifes erſuche ich, ſoweit es 
noch nicht geſchehen iſt, für Inſtandſetzung der öffentlichen Wege un⸗ 
verzüglich Sorge zu tragen. Insbeſondere wird folgendes in Er⸗ 
innerung gebracht: 

1. Die Wege ſollen eine Abrundung erhalten, fo daß bei 8 m Breite 
die Mitte mindeſtens ½ m höher iſt als der tiefſte Wegerand. 

2. Die Wegeränder find in Swiſchenräumen von etwa 4 m mit 
Bäumen zu bepflanzen. Dichter ſtehende Bäume ſind zu entfernen, 
damit die Wege austrocknen können. Auf der Innenſeite des 
Weges ſind die Bäume ſoweit auszuäſten, daß die Zweige etwa 
3 m über dem Wege bleiben. 

5. Die beiderſeitigen Gräben ſind ordnungsmäßig zu räumen. Dabei 
iſt N zu achten, daß die Wegeböſchungen nicht abgegraben 
werden. 

4. Brücken und Durchläſſe find auszubeſſern, die Wegweiſer zu er⸗ 
gänzen. 

Bis ſpäteſtens zum 10. 6. d. Is. ift mir zu berichten, 
daß die Wege ſich in gutem Zuſtande befinden. 

Tiegenhof, den 8. April 1925. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes 


des Kreiſes Gr. Werder. 
W 


Reviſion der gewerblichen Anlagen. 

Die Ortspolizeibehörden des Kreiſes werden an die rechtzeitige 
Reviſion der gewerblichen Anlagen erinnert. Die Reviſionen ſind 
einmal im Sommer und einmal im Winter vorzunehmen und dürfen 
in keinem Falle verſäumt werden, da ſonſt die Katafterblätter nicht 
genügend vervollſtändigt werden konnen. Einer befonderen Anzeige, 
daß die Reviſionen tatſächlich ſtattgefunden haben, bedarf es nicht. 

Tiegenhof, den 9. April 1925. 

Der Landrat. 


Neuteich, den 18. April 


1925 


Nr. 5 
Gewerbliche Anlagen. 


Bei Neu- und Umbauten gewerblicher Anlagen entſtehen oft 
dodurch Unzuträglichkeiten, daß die einſchlägigen Beſtimmungen der 
Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. Die Berufsgenoſſenſchaften erhalten von den Bauar— 
beiten, falls überhaupt, in der Kegel erſt nach deren Beendigung 
Kenntnis. Wenn dann von innen in der baulichen Ausführung ein 
Derftoß gegen die Unfallverhütungsvorſchriften gefunden und deſſen 
Abſtellung gefordert wird, fo berufen ſich die Unternehmer meiſt dar⸗ 
auf, daß die Beſtimmungen der Eaupolizeiordnung beachtet find und 
weigern ſich, koſtſpielige Aenderungen vorzunehmen. Zur Vermeidung 
dieſer Uebelſtände ſind die Gewerbeaufſichtsbeamten veranlaßt, daß 
ſie bei Prüfung der Pläne vor Neu- und Umbauten gewerblicher 
Anlagen ihrerſeits auf die einſchlägigen Beſtimmungen der berufs⸗ 
genoſſenſchaftlichen Unfallverhütungsvorſchriften achten und in ihren 
Prüfungsbemerkungen auf dieſe hinweiſen. 

Die Ortspolizeibehörden erſuche ich, die Beachtung der Beftim- 
mungen der Unfallverhütungsvorſchriften bei Erteilung der Bauer— 
laubnis zur Bedingung zu machen. 

Tiegenhof, den 9. April 1925. 

| Der Eandrat. 
ir oA 5 


Vermißtenanzeige. 


Die Ortsbehörden, Ortspolizeibehörden und die Herren Landjäger 
des Kreiſes erſuche ich, Nachforſchungen nach der Minderjährigen 
Marta Kirfchen aus Ladekopp, die nach Mitteilung ihres Stiefvaters, 
Arbeiters Franz Gröning⸗Ladekopp, ſeit dem 5. d. ts. verſchwunden 
iſt, anzuſtellen und mir im Ermittelungsfalle Nachricht zu geben. 

Perſonalbe ſehreibung. 
Alter: 12 Jahre 
Kleidung: Mancheſterkleid 
Haar: blond, kraus 
Fußbekleidung: unbekannt 
Beſondere Kennzeichen: auffallend rotes Geſicht. 

Vor einigen Tagen iſt die Kirfhen in Tiegenhof geſehen 
worden. 

Tiegenhof, den 15. April 1925. 

Der Landrat. 
Nr. 4. — — 


Aufenthaltsermittelung. 


Die Herren Gemeinde- und Gutsvorſteher ſowie die Herren 
Landjäger des Kreiſes werden erſucht, feſtzuſtellen und binnen 14 
Tagen anzuzeigen, ob ein Arbeiter Franz Jakull, zuletzt in Warnau 
wohnhaft, dort wohnhaft iſt eventl. wohin ſich derſelbe von dort ab— 
gemeldet hat. 

Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 

Tiegenhof, den 5. April 1925. 

Wohlfahrtsamt des Kreiſes Gr. Werder 
Berufsvormundſchaft. 
e 


Maul: und Klauenſeuche. 


Das durch meine viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 7. März 
d. Is. wegen Maul- und Klauenſeuche gebildete Beobachtungsgebiet 
wird hiermit aufgehoben. Das Sperrgebiet, beſtehend aus dem ges 
ſchloſſenen Dorf Schönſee, bleibt unverändert. 
Tiegenhof, den 14. April 1925. 
Der Landrat. 
Nr. Sa. 


Landjägerei. 


Der Landjäger Müller⸗Kunzendorf ift vom 16. April bis einſchl. 
15. Juni 1925 zur Polizeifchule-Danzig kommandiert. 
Die dienſtliche Vertretung für Müller wird hiermit wie folgt 
geregelt: 
1.) Landjäger Behnert. 
Dittmann nach Ließau: 
Altmünſterberg, Kunzendorf, Ließau und Altweichſel. 


Bis zur Verſetzung des Landjägers 


Nach der Verſetzung des Sandjägers Dittmann nach Ließau tritt 
Behnert die Ortſchaften Ließau, Kunzendorf und Altweichſel an 
Dittmann ab. 

2.) Landjäger aſ pr. Wolff: 
Biefterfelde, Renfau und Gr. Montau. 

Tiegenhof, den 15. April 1925. 
ni Der Landrat. 

A 6. . 
Perſonalien. 6 

Die Gemeindevorſtehergeſchäfte von Schönhorſt führt bis auf 
weiteres der Schöffe, Rentier Peter Schulz in Schönhorſt. 

Tiegenhof, den 8. April 1925. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes 


Nr 


das nach Suſtimmung des Finanzrats hiermit verkündet 


wird: 
| Geſetz | 
zur Bekämpfung der Wohnungsnot. (Wohnungsbau: 
gejeh). Vom 27. 3. 1025. 
Abſchnitt J. 


8 J. 
Geſetzliche Miete. 

1. Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins für 
Wohnräume für die Seit vom J. April 1925 ab auf 80 
v. 5. der Friedensmiete (vergl. § 2) als geſetzliche Miete 
feſtgeſetzt. URL ? 

2. Bei Läden, Geſchäftsräumen, Büroräumen und 
Werkſtätten, die mit Wohnungen in räumlichem Su⸗ 
ſammenhang ſtehen und den mit ihnen im Suſammen⸗ 
hang ſtehenden Wohnungen ſelbſt erhöht ſich die geſetzliche 
Miete aus Abſatz I um 25 v. H. der Friedensmiete. 

5. Die Beſtimmungen des Abſatzes 2 gelten auch für 
Räume, welche der Ausübung von freien Berufen dienen, 


bei denen ſich das Einkommen nach einer Taxe oder Ge 


bührenordnung regelt. 

4. Jeder Mieter iſt zur Sahlung der gefeßlichen 
Miete verpflichtet, ohne daß es einer Suſtimmung des 
zuſtändigen Mieteinigungsamts und ohne daß es einer 
Hündigung ſeitens des Vermieters bedarf. | 

5. Mit der geſetzlichen Miete gelten ſämtliche Neben⸗ 
unkoſten als abgegolten mit Ausnahme der Kojten 

a) für Lieferung von Leitungswaſſer, 
b) für Schaufenſterverſicherung. 


Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vermieter und 


dem Mieter über die Koſten des Betriebes von Sammel— 
heizungs- und Warmwaſſerverſorgungsanlagen richtet ſich 
nach der Verordnung vom 28. Juni 1919, abgeändert 
durch die Staatsratsverordnung vom 19. Auguſt 1920 in 
der Faſſung des Senatsbeſchluſſes vom 29. Dezember 1920 
(Geſetzbl. 1921 S. 45). 
8 2 
Berechnung der Friedensmiete. 
IJ. Als Friedens miete im Sinne dieſes Geſetzes gilt 
der gemeine Mietwert nach dem Stande vom 1. Juli 1914 
2. Bei der Feſtellung des gemeinen Mietwertes iſt 
in der Regel von dem Mietzins auszugehen, der für die 
mit dem 1. Juli 1914 beginnenden Mietzeit vereinbart 
war nach Abzug der etwa in dieſer Miete enthaltenen, 
im § beſonders aufgeführten Nebenkoſten, inſoweit nicht 
beſondere Verhältniſſe eine anderweitige Feſtſetzung berechtigt 
erſcheinen laſſen. Im Streit- oder Sweifelsfalle entſcheidet 


über die Höhe des gemeinen Mietwertes nach dem Stande 


vom I. Juli 1914 auf Artrag des Vermieters, des 
Mieters oder der Gemeindebehörde das zuſtändige Miet⸗ 
einigungsamt, inſonderheit in ſolchen Fällen, in denen eine 
Miete nicht vereinbart war oder Gebäude oder Gebäude⸗ 
teile nach dem J. Juli 1914 bezugsfertig geworden find. 

5. Die Umrechnung der Friedensmiete in die Danziger 
Guldenwährung erfolgt in der Weiſe, daß eine Gold— 
mark — 1,25 Danziger Gulden zu ſetzen iſt. 


Volkstag und Senat haben folgendes Gefetz beſchloſſen / 
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4. Der Senat kann nähere Beſtimmungen über die 
Ermittelung und Feſtſetzung der Friedensmiete oder des 


gemeinen Mietwertes erlaſſen. 


873. 

1. Der geſetzlichen Miete unterliegen nicht Neubauten 
oder durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Gebäude 
teile, die nach dem 1. Januar 1917 bezugsfertig geworden 
ſind, es ſei denn, daß dieſe Bauten mit Beihilfen aus 


öffentlichen Mitteln hergeftellt find (Su vergl. § 7 Ziff. 8). 


einigungsamt. 


2. Mieter, welche auf Grund dieſes Geſetzes zu er— 
höhten Mietzahlungen verpflichtet ſind, können von et⸗ 
waigen Untermietern eine angemeſſene Heraufſetzung der 
Untermiete von dem gleichen Seitpunkt verlangen, ſofern 
eine ſolche Heraufſetzung der Untermiete billig erſcheint. 
Dieſe Beſtimmung findet entſprechende Anwendung, wenn 
ein Grundſtückseigentümer Teile feiner eigenen Wohnung 
abvermietet hat. Im Streitfalle entſcheidet das Miet⸗ 


Abſchnitt U. 


8 4. 
Abgabe zum Wohnungsbau. 

1. Die Gemeinden find berechtigt und verpflichtet, 
eine Wohnungsbauabgabe nach nachfolgenden Vorſchriften 
zu erheben. 

2. Der Abgabe unterliegen alle Gebäude oder Ge— 
bäudeteile, die gemäß Abſchnitt I 8 dieſes Geſetzes der 
Feſiſetzung der geſetzlichen Miete unterworfen find. 


8.5. 

1. Abgabepflichtig find ſämtliche Grundſtückseigentümer, 
deren Gebäude oder Gebäudeteile der geſetzlichen Miete 
gemäß Abſchnitt I § 1 dieſes Geſetzes unterliegen oder 
im Falle einer Vermietung unterliegen würden. 

2. 8 2 dieſes Geſetzes findet für die Feſtſetzung des 
ſteuerpflichtigen Betrages entſprechende Anwendung. 

5. Steht der Ertrag eines der Abgabe nach § 4 unter⸗ 
liegenden Gebäudes oder Gebäudeteiles einem anderen als 
dem Grundſtückseigentümer zu, ſo haftet dieſer für die 
Abgabe, und zwar als Geſamtſchuldner mit dem Grund- 
ſtückseigentümer. 

4. Soweit ein Abgabepflichtiger feinen Verpflichtungen 
aus dieſem Geſetz nicht nachkommt, haftet für die Abgabe 


auch das Grundſtück. | 


5. Hat der Abgabepflichtige bis zum Tage der Fällig- 
keit der Steuer die geſetzliche Miete nicht erhalten, fo hat 
er der Steuerbehörde innerhalb einer Woche anzuzeigen, 
daß der Mieter trotz ſchriftlicher Mahnung ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Hahlung der Miete nicht oder nicht in 
vollem Umfange nachgekommen iſt. 


6. Auf Verlangen der Steuerbehörde hat der Ab⸗ 


gabepflichtige glaubhaft zu machen, daß er feiner Der- 


pflichtung zur Mahnung nachgekommen iſt. 
2. In dieſem Falle iſt ein der Abgabe entſprechender 
Teil der Miete von dem in Verzug gekommenen Mieter 
im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. Einreden 
aus dem Mietverhältnis kann der Mieter der Steuertes 
hörde gegenüber nicht geltend machen. 

8. Erfolgt die Anzeige nicht innerhalb der im Abſatz 
5 angegebenen Friſt, jo bleibt der Abgabepflichtige für 
die Abgabe haftbar. 

§ 6. 

1. Die Abgabe beträgt vom 1. April 1925 ab 20 v. 
H. der Friedensmiete (§ 2). 

2. Die Abgabe iſt bis zum 15. jeden Monats zu 
entrichten. 11855 

5. Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung werden infolge eintretender 
Verpflichtungen der Grundſtückseigentümer gegenüber den 
Bypothefengläubigern, die in dem 8 1 feſtgeſetzten Mieten 
geſetzlich neu geregelt. 


Se ’ 
1. Don der Abgabe find die Eigentümer ſolcher Gebäude 
und Gebäudeteile befreit: 
a) die von der Freien Stadt, den Gemeinden, Ge⸗ 
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meindeverbänden oder anderen öffentlichrechtlichen 


Körperfchaften für öffentliche Swecke beſtimmt find, 
b) die zum öffentlichen Unterricht oder wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchungszwecken oder zur Förderung der 
allgemeinen wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen 
Bildung beſtimmt ſind und ſoweit dieſe Gebäude 


oder Gebäudeteile für dieſe beſtimmten Swecke 


benutzt werden, 
c) die religiöſen Swecken ſolcher Keligionsgeſellſchaften 
dienen, welche Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts oder ſonſt ſtaatlich anerkannt ſind, 
d) die als Armen⸗, Waiſen⸗ oder öffentliche Kranken⸗ 
häuſer benutzt werden, 
e) die zur Unterbringung von Arbeitern ihres Be— 
triebes genutzt werden, wenn dieſe Räume den 
Arbeitern mietfrei überlaſſen werden. 


2. Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Senat eine 
der zu Buchſtabe a—e bezeichneten Dorausſetzungen als 
vorliegend anerkannt hat. 

5. Dienſtwohnungen oder Privatwohnungen, die ſich 
in den in Abſatz 1 Buchſtabe a— e aufgeführten Gebäuden 
befinden, unterliegen der Abgabe. g 

4. Die Eigentümer ſolcher Gebäude oder Gebäudes 
teile, die einem die Volkswohlfahrt fördernden Unternehmen 
dienen, das auf gemeinnütziger Grundlage betrieben oder 
unterhalten wird, können auf Antrag von der Abgabe be— 
freit werden. 

5. Ueber die Anträge entſcheidet der Senat. 

6. Eine Befreiung kann auf Anordnung des Senats 
auch in anderen ähnlichen Fällen erfolgen, wenn ein be— 
ſonderes öffentliches Intereſſe vorliegt. 

7. Die Gemeinden haben ferner von der Abgabe zu 
befreien die Eigentümer von Gebäuden und Gebäudeteilen, 
die bis zum 31. Dezember 1925 mit Beihilfen aus 
öffentlichen Mitteln bezugsfertig hergerichtet ſind, wenn nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes über den Ausgleich der 
Geldentwertung entſprechend den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes ein Ausgleich der Geldentwertung hinſichtlich der vor⸗ 
bezeichneten Beihilfen erfolgt. ’ 

8. Don der Abgabe freizuftellen find auch alle nach 
dem I. Januar 1924 mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 
hergeſtellten Neubauten ie! durch Um⸗ oder Einbauten 
neu geſchaffenen Gebäudeteile. (§ 3). 

9. Demjenigen, der aus eigenen Mitteln Wohnungen 
von 2—5 Simmern nebſt Zubehör hergeſtellt und dieſe 
an Danziger Wohnungsberechtigte abgibt, kann die Abgabe 
nach Abſchnitt II, SS 4 und 5 von der Bezugsfertigkeit 
der Wohnungen ab gerechnet, inſoweit erlaſſen werden, 


daß ihm für jede dieſer Wohnungen G 5000, — (wörtlich: 


Fünftauſend Gulden) auf die Abgobe angerechnet werden. 
Abſchnitt III. 


Verwendung der aufkommenden Geldmittel. 


8 8. 

1. Von den aus dieſem Geſetz ſich ergebenden Ein⸗ 
nahmen find in erſter Linie die Erhebungskoſten, die je- 
doch nicht wehr als 4 v. H. betragen dürfen, in Abzug 
zu bringen. 

2. Von den abzuführenden Abgabebeträgen behält 
der zur Abgabe Verpflichtete bei Abführung bis zum 
15. des Fälligkeitsmonats einſchließlich 2 v. h. Weitere 
2 v. H. werden zur Deckung der Verwaltungskoſten ver⸗ 
wandt. Von dem hiernach verbleibenden Xeft werden 80 
v. H. den Gemeinden für Wohnungsbauzwecke belaſſen, 
weitere 10 v. H. verbleiben den Gemeinden mit der aus ; 
drücklichen Beſtimmung, daß dieſe leiſtungsſchwachen Per- 
ſonen als Mietbeihilfe zu gewähren ſind. Werden dieſe 


10 v. H. für dieſen angegebenen Sweck nicht aufgebrauch 1 


ſo iſt der 

verwenden. 
5. Die reſtlichen 10 v. H. find an den Senat abzu⸗ 

führen, der dieſe Beträge für Wohnungsbauzwecke oder 


Reft ebenfalls für Wohnungsbauzwecke zu 


für Mietbeihilfen in beſonderen Fällen entweder unmittel⸗ 


bar oder durch Vermittelung der Gemeinden zu verwenden 
hat. Eine Verwendung zum Bau von Dienſtwohnungen 
ſoll nicht ſtattfinden. 

8 59. 


1. Auf Antrag find Mietbeihilfen Perſonen zu ge⸗ 
währen, die durch die Mietſteigerung in eine Votlage ge- 
raten ſind, insbeſondere: ö 

I. Kenlenempfänger der Invaliden- und Angeftellten- 

verſicherung, f 
2. Kriegsbeſchädigten, Hinterbliebenen und ſonſtigen 
Militärrentnern, die Suſatzrenten zu ihren Der- 
ſorgungsgebührniſſen beziehen, ſowie den Emp⸗ 
fängern von laufenden Deteranenbeihilfen und 
Schwerkriegsbeſchädigten, auch wenn fie keine Su- 
ſatzrenten beziehen, | 
den früheren Arbeitern der ehemaligen Reichs⸗ und 
Staatsbetriebe, ſoweit ſie laufend Unuterſtützung 
erhalten, f . 
4. Perſonen, die nach dem Geſetz über Kleinrentner- 
fürforge vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 341) 
Uleinrentnerfürſorge erhalten, während der Dauer 
des Bezuges, a 
Arbeitsloſen für die Dauer der Arbeitsloſigkeit und 
ſolchen Perſonen, deren Einkommen nicht höher 
als die Arbeitsloſenunterſtützung iſt, 

6. verheirateten Perſonen 

a) mit einem unterhaltsberechtigten Minde bei 
einem monatlichen Einkommen unter 100 G 
(einſchl. Naturalbezüge), 

b) mit zwei unterhaltsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 125 G. 
(einſchl. Naturalbezüge), 

c) mit drei unterhaltsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 150 ©. 
(einſchl. Naturalbezüge), 

dc) mit vier unterhaltsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 175 G. 
(einſchl. Naturalbezüge), 

e) mit fünf und mehr unterhaltsberechtigten Kin: 
dern bei einern monatlichen Einkommen unter 
200 Gulden (einfchl. Naturalbezüge). 

2. Mietbeihilfen dürfen nur gewährt werden bei Woh⸗ 
nungen bis zu 2 Zimmern und Nebenräumen. In Aus⸗ 
nahmefällen kann auch eine Mielbeihilfe bei Dreizimmer⸗ 
wohnungen gewährt werden, wenn die Familienzahl des 
Mieters beſonders groß iſt. 


O 
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9 10. 9 
1. Die den Gemeinden zur Verfügung geſtellten Mittel 
zur Förderung der Wohnungswirtſchaft und für Wohnungs- 
bauzwecke dürfen ausſchließlich nur zur Förderung der 
Schaffung neuer Kleinfl- und Kleinwohnungen, zur Er⸗ 
haltung beſtehender Wohnungen, ſowie zu Siedlungs- 
zwecken verwendet werden. 
2. Wohnungs⸗ und Siedlungsbauten dürfen mit Hilfe 
der obigen Mittel nur gefördert werden, wenn ſie 
a) nach genehmigten Plänen des Staates oder der 
Gemeinden ausgeführt werden und wenn die 
Koften der Bauausführung einſchließlich der Bau⸗ 
ſtoffe ſtaatlich oder gemeindlich feſtgeſetzt oder ge⸗ 
nehmigt ſind; | 
b) dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemein⸗ 
nütziger Stellen verbleiben oder wenn durch ge⸗ 
eignete Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß aus der 
Vermietung, der Verpachtung oder der Veräuße—⸗ 
rung kein übermäßiger Gewinn erzielt wird. 


3. Einzelperſonen oder Siedlungsgenoſſenſchaften, die 
in einer anderen Gemeinde, als in der fie ihren Wohn⸗ 
fit haben, Wohnungs= oder Siedlungsbauten ausführen 
wollen, müffen Mittel zur Förderung dieſer Bauten bei 
der Gemeinde beantragen, in der dieſe Bauten ausgeführt 
werden ſollen. Wenn die der betreffenden Gemeinde zur 
Förderung der Wohnungswirtſchaft überlaſſenen Mittel zu 
dieſem Swecke nicht ausreichen, hat ſie ſich wegen Ueber⸗ 
weiſung weiterer Mittel mit der Gemeinde in Verbindung 
zu ſetzen, in der die Antragſteller Wohnungen freimachen 
oder zur Verfügung ſtellen. Falls wegen der Ueberweiſung 


der Mittel keine Einigung erzielt wird, entſcheidet hier- 


über der Senat. 

4. Der Senat hat hierzu nach Anhörung des Sied- 
lungsausſchuſſes beſondere Ausführungsbeſtim mungen zu 
erlaſſen. 


5 Al. 

Werden Mittel, die auf Grund dieſes Geſetzes auf- 
gebracht werden, nicht mehr zur Abſtellung der Wohnungs- 
not benötigt, ſo kann die betreffende Gemeinde nach Su⸗ 
ſtimmung des Senats über dieſe Mittel in anderer Weiſe 


verfügen. 
Abſchnitt IV. 
Allgemeine Beſtimm ungen. 


§ 12. 

Außer der Wohnungs bauabgabe nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes dürfen Miet⸗ und Wohnungsſteuern nicht erhoben 
werden. Auf Fremdenſteuern (Herbergſteuern), in denen 
der Vermieter als ſteuerpflichtig bezeichnet wird, findet 
dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


§ 15. 

1. Die in dieſem Geſetze bezeichneten Abgaben wer⸗ 
den in den Städten, ſowie in den Gemeinden Oliva, Ohra, 
Prauft und Emaus durch die Gemeinden, im übrigen 
durch die Kreisverbände zu Gunſten der Gemeinden ver⸗ 
anlagt und erhoben. 

2. Für das Verfahren bei der Veranlagung und Er⸗ 
hebung der Abgaben, ſowie für die Rechtsmittel finden 
die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes mit der Maßgabe 
Anwendung, daß die veranlagende und erhebende Stelle 
als Steueramt im Sinne des Steuergrundgeſetzes anzu⸗ 


ſehen iſt. 
| § 14. 


1. Die Hinterziehung der Abgabe kann mit einer 
Geldſtrafe bis zum 20 fachen des hinterzogenen Betrages 
und mit Gefängnis oder mit einer dieſer beiden Strafen 
beſtraft werden. 

2. Bei Suwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes und bei falſchen Angaben gegenüber der 
Behörde kann der Abgabepflichtige mit einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu 400 Gulden 7 5 werden. 

15. 

Die in dieſem Geſetze bezeichnete Abgabe gilt nicht 
als Perſonalſteuer im Sinne des § , III, Siffer 4 des 
Einkommenſteuergeſetzes. 

ö 16. 

J. Dieſes Geſetz tritt mit dem I. April 1925 in 
Kraft und gilt bis zum J. April 1928. 

2. Mit dem gleichen Seitpunkt treten außer Kraft 
die Geſetze über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. 
Juli 1921 (Geſetzbl. S. 105), vom 23. Juli 1922 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 253), vom A. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 512) 
und vom 27. Juni 1925 (Geſetzbl. S. 738), jedoch bleibt 
Artikel VII (8 12a) des Geſetzes über Abgabe zum Woh- 
nungsbau in der Faſſung vom 27. Juni 1925 (Geſetzbl. 
S. 740) bis zum J. April 1928 mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die auf Grund dieſes Artikels VII (8 12a) zu 
erhebenden Abgaben (Lohnſummenſteuer) ſich vom J. Ok⸗ 
tober 1926 ab auf 50 v. H. ermäßigen und vom J. April 
1928 ab gänzlich in Fortfall kommen. a f 
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Für die Dauer der Anwendung dieſes Geſetzes treten 
alle Beſtimmungen außer Kraft, die mit den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes in Widerſpruch 'ſtehen: dieſes gilt 
insbeſondere für die Anordnung des preußiſchen Miniſter⸗ 
für Volkswohlfahrt, betreffend Einführung einer Höchſt⸗ 
grenze für Mietzinsſteigerungen vom 9. Dezember 1919 
(Preuß. Geſetzſamml. S. 187) in der Faſſung der Befannt- 
machung vom 29. Dezember 1920 (veröffentlicht im; Ge⸗ 
ſetzblatt für die Freie Stadt Danzig vom 5. Februar 1921 
S. 9) und das klündigungsnotgeſetz für Wohnungen vom 3. 
Oktober 1925 (Geſetzbl. S. 1011). 

18. 

Gemeinden, die kein eigenes Baugelände beſitzen, 
haben das Recht, zum Bau von Wohnungen Baugelände 
gemäß Artikel 1 des Preußiſchen Wohnugsbauge ſetzes 
vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 25) zu enteignen. 


19. ’ 
Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem 
Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. März 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Leske. 


Ausführlungsbeſtimm ungen 
zum Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
(Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 3925 
i Geſetzbl. S. 79). 

Der Senat hat folgende Ausführungsbeſtimmungen 

zum Wohnungsbaugeſetz vom 27. März 1925 erlaſſen: 
Artikel l. 

Den Neubauten gemäß $ 5 Abſatz 1 des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes ſind gleichzuſtellen Gebäude oder Gebäudeteile, 
welche feitens der zuſtändigen Gemeinden von der Swangs⸗ 
verteilungswirtſchaft befreit worden find und einer Höchſt⸗ 
miete nach den bisherigen Beſtimmungen nicht unterliegen. 

Sind für ſolche Gebäude oder Gebäudeteile Erſatz 
bauten hergeſtellt worden, ſo treten dieſe an die Stelle der 
freigewordenen Gebäudeteile, d. h. fie unterliegen der ge: 
ſetzlichen Miete im Sinne des § 1 des Wohnungsbau- 


geſetzes. 
Artikel II. 

Die erforderlichen Anordnungen zur Erhebung der 
durch dieſes Geſetz feſtgelegten Abgaben haben die Gemeinde⸗ 
behörden zu erlaſſen und zwar für die Stadtgemeinde 
Danzig der Senat (Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig), 
in den anderen Stadtgemeinden die Magiſtrate, in den 
Gemeinden Ohra, Oliva, Drauft und Emaus die Ge— 
meindevorſtände, in den übrigen Gemeinden die Gemeinde— 
vorſtände nach Suſtimmung durch den Dorfigenden des 
Kreisausfchuffes, ſoweit die Kreisausſchüſſe für die letzteren 
Gemeinden die Anordnungen nicht ſelbſt treffen. N 

Den Gemeindebehörden ſind dieſe Anordnungen nur 
inſoweit überlaſſen als nicht der Senat bereits hierüber 
Anordnungen erlaſſen hat oder in Zukunft noch erläßt. 

Die Dienſtaufſichtsbefugniſſe der vorgeſetzten Dienſtbe⸗ 
hörden werden durch dieſe Beſtimmungen nicht berührt. 

Mit Kückſicht darauf, daß das Wohnungsbaugeſetz 
erſt am 28. Marz veröffentlicht werden konnte, ſollen die 
Gemeinden die auf Grund des Geſetzes im Monat April 
1925 zu entrichtenden Abgaben nicht vor dem J. Mai 
1925 zwangsweiſe beitreiben. 

Artikel III. | 

A. Don den abzuliefernden Abgaben darf der Abgabe- 
pflichtige 2 v. H. zurückbehalten, wenn er bis zum 15. 
jeden Monats die fälligen Abgaben in voller Höhe bezahlt, 
unabhängig davon, ob er die vollen Mieten bis zu dieſem 
Seitpunkt von ſeinen Mietern erhalten hat oder nicht. 
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Bei nicht rechtzeitiger und nicht voller Abführung der Ab⸗ 
gaben bis zu dem angegebenen Seitpunkt verbleiben dieſe 
2 v. H. der zuſtändigen Steuerverwaltung mit Rückſicht 
auf die erhöhten Verwaltungskoſten bei der zwangs⸗ 
weiſen Eintreibung. 

Weitere 2 v. H. von den entrichteten Abgaben er⸗ 
halten die Deranlagungsbehörden für allgemeine Verwal⸗ 
tungskoſten. Von den reſtlichen 96 v. H. der Geſamtein⸗ 
nahmen verbleiben den Gemeinden 10 v. H., alſo der 
zehnte Teil für Mietbeihilfen gemäß $ 9. 

Weitere 10 v. H., alſo wiederum der zehnte Teil der 
Geſamteinnahmen nach Abzug der zuerſt aufgeführten 
2+2 v. 9, find an den Senat bis zum Ende des Fällig⸗ 
keitsmonats abzuführen zwecks Verwendung im Sinne des 
8 8 Abſatz 8. 

B. Die Bewilligung von Mietbeihilfen erfolgt durch 
die Gemeindebehörde. f 

Anträge auf Mietbeihilfen können nur Hauptmieter, 
nicht Untermieter ſtellen. a 

Bei der Bewilligung von Beihilfen iſt im Einzelfalle 
zu prüfen, ob der Mieter durch die Erhöhung der Miete 
von 60 auf 80 v. H. in eine Notlage geraten iſt. Es iſt 
hierbei insbeſondere zu prüfen, ob der Antragſteller den 
Mietunterſchied allein zu tragen hat oder ob die betreffende 
Wohnung auch von anderen in Arbeit ſtehenden Perſonen 
mitbenutzt wird, ſodaß auf den Antragſteller nur ein Teil 
der Miete entfällt. 

Die Gewährung der Beihilfen erfolgt in der Weiſe, 
daß die Gemeindebehörde nach Eingang und Prüfung des 
Antrages den Antragſtellern Gutſcheine je nach der Not⸗ 
lage bis zur Höhe der Mietdifferenz von 60 und 80 v. B. 
der Friedensmiete ausſtellt. Die Mieter geben dieſe Gut⸗ 
ſcheine ihren Hausbeſitzern als Teilbetrag der Miete in 
Zahlung. Die Hausbeſitzer wiederum geben dieſe Gut⸗ 
ſcheine der Steuerverwaltung in Sahlung unter Anrechnung 
auf die zu entrichtenden Abgaben. 

Die von den Gemeindebehörden auszuſtellenden Gut 
ſcheine müſſen enthalten: 1. den Namen des Haus beſitzers, 
2. den Namen des Mieters, 5. die Wohnung des Mieters, 
4. den als Beihilfe gewährten Betrag. 

Die Gemeindebehörden haben einen Doranfchlag auf- 
zuſtellen über die vorausſichtliche Höhe der zu erwartenden 
Abgaben und daraus zu errechnen, welcher Betrag für 
Mietbeihilfen zur Verfügung ſteht. 

Die Beihilfen können auch gewährt werden Hausbe⸗ 
ſitzern für den auf ihre eigene Wohnung entfallenden 
Steueranteil, wenn die in $ 9 vorgeſehenen Vorausſetzun⸗ 
gen zutreffen. 

Die Gemeinden ſind berechtigt, das Verfahren bei 
der Gewährung von Mietbeihilfen in anderer Form zu 
geſtalten, jedoch in denjenigen Gemeinden, in denen die 
Veranlagung und Erhebung der Abgabe durch die Kreis- 
verbände erfolgt, nur nach Zuſtimmung oder auf Anord- 
nung des Vorſitzenden des Kreisausfchuffes. 

Sollte ſich herausſtellen, daß der den Gemeinden zur 
Verfügung ſtehende Betrag für Mietbeihilfe nicht ausreicht, 
fo können die Gemeindebehörden einen ausführlich begrün 
deten Antrag auf Gewährung eines beſonderen Suſchuſſes 
an den Senat einreichen, welcher dann entfcheidet, ob und 
in welcher Höhe ein Suſchuß gemäß § 8 Abſatz 3 be⸗ 
willigt werden kann. a 

Soweit der den Gemeinden zur Verfügung ſtehende 
Betrag für Mietbeihilfen von den Gemeinden nicht voll 
benötigt wird, iſt dieſer Reſtbetrag für den Wohnungs: 
bau oder zur Erhaltung von alten Wohnungen zu ver⸗ 
wenden. 

C. (Nach Anhörung des Siedlungsausſchuſſes des 
Dolfstages gemäß § 10 des Wohnungsbaugeſetzes.) 

a) Förderung des Wohnungsbaues. 

I. Die aus der Wohnungsbauabgabe aufkommenden 
öffentlichen Mittel find von den Gemeindebehörden an 
Danziger Staatsangehörige bezw. Bauvereinigungen (im 


7 


Gemeindebezirk) als hypothekariſch geſicherte Baudarlehen 
zum Wohnungsbau oder als Hypotheken auf Grundſtücke 
oder Erbbaurechte mit Wohnungen, die nach dem J. 4. 
1925 bezugsfertig werden, zu vergeben. Die Baupläne für 
dieſe Wohnungsbauten bedürfen einer beſonderen Genehmi⸗ 
gung durch die Gemeindebehörde. 

2. Von den mit Baudarlehen zu errichtenden Woh⸗ 
nungen müſſen mindeſtens 65 v. H. Kleinwohnungen. d. 
h. Wohnungen bis zu 70 qm Wohnfläche fein; als Norm 
gilt die Swet-Zimmerwohnung mit Küche. 

5. Die öffentlichen Mittel find nur für Dauerwoh- 
nungen, die eine Beſtandsdauer von mindeſtens 50 
Jahren haben, zu verwenden. Für Notwoh nungen, 
die durch Aus⸗ oder Umbau vorhandener Baulichkeiten 
gewonnen werden und die den baupolizeilichen Beftim- 
mungen nicht voll genügen, ſowie für Werk wohnungen, 
die von Arbeitgebern für ihre Arbeitnehmer errichtet wer 
den, werden öffentliche Mittel nicht gewährt. 

4. Die Höhe des Darlehns oder der Hypothek ſoll 
den Betrag von 10000 Gulden für eine Wohnung und 
75 v. H. des Herſtellungswertes (Geländepreis, Baukoſten 
einſchließlich Anliegerkoſten) nicht überſchreiten. Bei Woh⸗ 
nungen von weniger als 60 qm Wohnfläche kann über 
den Satz von 75 v. H. hinausgegangen werden. Im Höchſt⸗ 
falle darf das Darlehen oder die Hypothek bis zu 90 v. 
H. des Herſtellungswertes betragen, der Betrag von 10 000 
Gulden für eine Wohnung ſoll auch in dieſem Falle nicht 
überſchritten werden. 

5. Als Bewerber um Baudarlehen oder Hypotheken 
kommen ſowohl Bauvereinigungen, Bauvereine, Genoſſen⸗ 
ſchaften uſw. als auch Einzelperſonen, wenn ſie Heim⸗ 
ſtätten für den eigenen Wohnbedarf oder Mietwohnungen 
bauen, in Frage. 

In erſter Linie ſollen Bewerber berückſichtigt werden, 
die ſich zur Ausführung von Kleinwohnungen bis zu 70 
qm Wohnfläche in geſchloſſener Bauweiſe bereit finden. 

6. Die unter Zuhilfenahme öffentlicher Mittel erbau- 
ten Wohnungen dürfen nur an Danziger Staatsangehörige 
vergeben werden, deren Anrecht auf Suweiſung einer 
Wohnung durch das zuſtändige Wohnungsamt anerkannt 
wird oder die eine durch das Wohnungsamt zu beſetzende 
Wohnung freimachen. 

7. Baudarlehen aus öffentlichen Mitteln werden, ſo⸗ 
fern eine Sicherungshypothek eingetragen iſt, bis zur Fertig 
ſtellung des Bauvorhabens, jedoch längſtens 9 Monate 
vom Tage der erſten Sahlung ab, unverzinslich gewährt 
und in Teilbeträgen dem Fortſchreiten des Bauvorhabens 
entſprechend, in barem Gelde oder in Form von Bauſtoffen 
geleiſtet. Nach Fertigſtellung des Bauvorhabens bezw. nach 
Ablauf der 9 monatlichen Friſt iſt eine Hypothek auf 6 
Jahre zu beſtellen. Die Hypothek iſt mit 2 v. H. zu ver- 
zinſen und in den erſten 3 Jahren mit J v. H., in den 
weiteren 3 Jahren mit 2 v. H. zuzüglich der erfparten 
Sinſen zu tilgen. Nach 6 Jahren ſoll die Hypothek ver⸗ 
längert werden, wenn eine zeitgemäße Verzinſung und 
Tilgung vereinbart iſt. Sinſen und Tilgungsbeträge find 
in vierteljährlichen Nachſchußraten zu zahlen. 

8. Rückfließende Darlehen und Hypotheken, ſowie 
Sinſen und Tilgungsbeträge find dem Wohnungsbaufonds 
zuzuführen und mit den aufkommenden Mitteln nach 
Maßgabe der Beſtimmungen erneut zu verwenden. 

9. Die Bewerber um Baudarlehen oder Hypotheken 
haben folgende Verpflichtung einzug ehen: 

a) Die Wohnungen find mit möglichſter Beſchleuni⸗ 
gung herzuſtellen, ſodaß ſie längſtens innerhalb 
eines Jahres nach dem Baubeginn bezw. nach der 
erſten Darlehnsteilzahlung bezogen werden konnen. 

b) Der das Darlehn überſteigende Teil der Herſtellungs⸗ 
koſten iſt vor der erſten Darlehnsteilzahlung nach⸗ 
zuweiſen und ſicherzuſtellen. Er iſt im Verhältnis 
zu den Darlehnszahlungen zum Bau zu verwenden. 


c) Die bauliche Inſtandſetzung der fertigen Gebäude 
iſt zu gewährleiſten. 
d) Die Gebäude ſind zum vollen Seitwert gegen Feuer 


zu verſichern. Der Gemeindebehörde ift ein Hypo⸗ 


thekenſicherungsſchein zu beſchaffen. 

e) Aus der Vermietung, Verpachtung oder der Ver⸗ 
äußerung der Wohnungen darf kein übermäßiger 
Gewinn erzielt werden. 

f) Die Wohnungen müſſen mindeſtens 20 Jahre lang 
ununterbrochen für Wohnzwecke beſtehen bleiben. 

g) Grundbuchlich iſt für die Gemeinde ein Verkaufs- 

recht für alle Vorkaufsfälle ſowie eine perſönliche 

Dienſtbarkeit über die Beſchränkung der Wohnungs- 

benutzung und Vergebung zu ſichern. 

Mit dem Kange hinter der vorſtehend genannten 

grundbuchlichen Sicherung iſt die Sicherungs⸗Höchſt⸗ 

betragshypothek für das Baudarlehn bezw. die 

Kündigungshypothet zu Gunſten der Gemeinden 

einzutragen und zwar unter der Bedingung, daß 

das Darlehen bezw. die Hypothek zur ſofortigen 

Rückzahlung fällig wird, falls 

J. ohneſchriftliche Suſtimmung der Gemeindebehörde 
das Grundſtück bezw. das Erbbaurecht ver⸗ 
äußert wird, N 

2. der genehmigte Bauplan nicht eiu dealken 
wird oder 

5. die vorgenannten Verpflichtungen zu a—h nicht 
erfüllt werden. 

10. Für die von den Bewerbern um öffentliche 

Mittel an anderer Stelle aufgebrachten Gelder kann Vor— 

rang vor der Sicherungs- oder Tilgungshypothek der Ge⸗ 

meinde eingeräumt werden, mit der Maßgabe, daß das 

Baudarlehen oder die Tilgungshypothek innerhalb 90 v. 

H. des Wertes des Grundſtückes bezw. des Erbbaurechtes 

zu ſtehen kommt. 

Bei Wohnungen von weniger als 60 qm Wohnfläche 
kann das Baudarlehen bezw. die Tilgungshypothe? bis an 


h) 


die Grenze des Wertes des Grundſtückes bezw. des Erb⸗ 


baurechtes rücken. 

II. Das erhaltene Baudarlehn bezw. die Hypothek 
kann jederzeit auch in Teilbeträgen zurückgezahlt werden. 
Die Darlehnsnehmer bezw. die belaſteten Grundſtücke ſind 
nach Rückzahlung der hypothek von den unter Siffer 9. 
unter a—h aufgeführten Verpflichtungen zu befreien, jedoch 
früheftens ein Jahr nach der erfolgten Rückzahlung und 
auch nur dann, wenn die Sinſen ſeit dem Empfangstage 
des Darlehns zum jeweiligen Diskontſatz der Bank von 
Danzig berechnet und die Reſtzinſen nachgezahlt worden find, 

12. Anträge auf Gewährung von Baudarlehen oder 
Hypotheken ſind an die Gemeindebehörde zu richten. 

Dem Antrage find Bauzeichnungen, Uoſtenanſchlag, 
Angaben über den Bauplatz, über die Bauausführung, 
Bauleitung und über die ſonſtige Geldbeſchaffung beizu⸗ 
geben. Der erforderliche Darlehnsbetrag iſt anzugeben. 

15. Der Senat der Freien Stadt Danzig kann von 
den Gemeinden die Antragsunterlagen verlangen und Nach- 
prüfungen über die Befolgung der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vornehmen. { 

14. Die dem Senat gemäß § 8 Abſatz 3 des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes zufließenden Mittel ſollen vorwiegend da⸗ 
zu dienen, den Wohnungsbau in ſolchen Gebieten zu för- 
dern, in denen der Wohnungsbedarf ſtärker iſt als in am 
deren Bezirken oder in denen ſich die aufkommenden Mittel 
als zu gering zur wirkſamen Linderung der Wohnungsnot 
erweiſen. 

b) Erhaltung des alten Wohnungs- 

b beſtandes. 

Für die Inſtandſetzung von Wohngebäuden können 
von den Gemeindebehörden auf Grund prüfungsfähiger 
Hoſtenanſchläge kündbare Darlehen aus dem Aufkommen 
der Wohnungsbauabgabe gewährt werden. Die Darlehns- 


belräge find in der Regel zu einem Sinsſatz von 5 v. H. 
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zu verzinſen, in 1—5 Jahren zurückzuzahlen und durch 


Eintragung einer Sicherungshypothek zu Gunſten der Ge⸗ 


meinde zu ſichern. 
Artikel IV. | 

Die auf Grund der Lohnſummenſteuer (Artikel VII, 
§ 12 a des Geſetzes über Abgabe zum Wohnungsbau 
in der Faſſung vom 27. Juni 1925 in Verbindung mit 
§ 10 des Wohnungsbaugeſetzes) aufkommenden Mittel 
ſind in der gleichen Weiſe zu verteilen und zu verwenden 
wie die Mittel, welche auf Grund des Wohnungsbauge⸗ 
ſetzes aufkommen. 

Danzig, den 3. April 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr.⸗Ing. Ceske. 


Betrifft Wohnungsbauabgabe. 


Durch das nachſtehend nebſt den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen abgedruckte Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. 5. 1925 (Geſetzblatt 
Seite 79) iſt vom I. A. 1925 ab 

a) die geſetzliche Höchſtmiete auf so bezw. 305 v. H. 
der Friedensmiete feſtgeſetzt und 

b) beſtimmt worden, daß ſämtliche Hrundſtückseigentümer, 
ſoweit ihre Gebäude oder Gebäudeteile der geſetzlichen 

Miete unterliegen, oder im Falle einer Vermietung 

unterliegen würden, verpflichtet ſind, allmonatlich bis 

zum 15. des jeweiligen Monats eine Wohnungsbau⸗ 
abgabe in Höhe von 20% der Friedensmieten an die 

Gemeindekaſſe zu entrichten. 

Die Wohnungsbauabgabe fließt, ſoweit ſich aus dem 
Geſetz nichts anderes ergibt, den Gemeinden zur Förde— 
rung des Wohnungsbaues zu. Die Veranlagung und Ec⸗ 
hebung der Abgabe geſchieht durch den Ureisausſchuß 
unter Mitwirkung der Ortsbehörden. 

Mit der Durchführung des Geſetzes iſt unverzüglich 
vorzugehen. Zu dieſem Swecke wird hiermit folgendes 
angeordnet: 

1. Die Herren Ortsvorſteher werden erſucht, das Geſetz 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen ſofort ortsüblich be⸗ 
kannt zu machen und ſich ſelbſt mit dem Inhalt ein⸗ 
gehend vertrant zu machen. 


2. Den Herren Orts vorſtehern werden in den nächſten 


Tagen Formulare zum Mietverzeichnis zugehen, die ſie 
ſogleich an ſämtliche Hausbeſitzer zur Ausfüllung 
verteilen, nach Ausfüllung wieder einſammeln und bis 
ſpäteſtens zum 27. 4. d. Is. hierher zurückſenden 
wollen. Um zeitraubende Rückfragen zu erſparen, ſind 
die Derzeichniffe vor ihrer Herſendung daraufhin durch⸗ 
zuſehen, ob die aufgeführten Wohnungen abgabepflichtig 

im Sinne dieſes Geſetzes ſind und ob ſämtliche Spalten 

ordnungsmäßig und vollſtändig ausgefüllt ſind. Soweit 

dies nicht der Fall iſt, iſt die Vervollſtändigung zu ver* 

anlaſſen. a 

Die Wohnungsbauabgabe für den Monat April 

1925 iſt vorläufig vom Steuerpflichtigen ſelbſt nach 

folgenden Grundſätzen zu berechnen: 

a) bei vermieteten Wohnräumen beträgt die Abgabe 
des Grundſtückseigentümers den vierten Teil der ihm 
von dem Mieter geſchuldeten Leiſtung (80% der 
Friedens miete), 

b) bei vermieteten Räumen, Geſchäftsräumen, Büro⸗ 
räumen und Werkſtätten, die mit Wohnungen in 
räumlichem Suſammenhange ſtehen und den mit 
ihnen im Suſammenhange ſtehenden Wohnungen, 
ſowie bei vermieteten Räumen, welche der Ausübung 
eines Berufes dienen, bei denen ſich das Einkommen 
nach einer beſonderen Taxe oder Gebührenordnung 
richtet (Arztwohnungen uſw.) beträgt die Abgabe 20% 
der Friedensmiete, alſo bei einem Anſpruch in Höhe 
von 105% der Friedensmiete ungefähr den fünften 
Teil der vom Mieter geſchuldeten Leiſtung. 

* 


c) bei Gebäuden und Gebäudeteilen, die der Grund- 
ſtückseigentümer ſelbſt bewohnt oder in der unter b) 
aufgeführten Weiſe ſelbſt benutzt, iſt die Friedensmiete, 
ſoweit ſie nicht bekannt iſt, vom Abgabepflichtigen 
vorläufig unter Berückſichtigung der Friedensmiete für 
gleichartige vermietete Räume auf dem gleichen oder 
einem gleichwertigen Grundſtück zu ermitteln. 

Die Erhebung der Abgabe kommt nicht in Frage 

a) bei gewerblich genutzten Räumen, ſoweit ſie nicht 
unter 3 b) aufgeführt find, 

b) bei Gebäuden und Gebäudeteilen, die nach dem A, 
J. A917 bezugsfertig geworden ſind, mit Ausnahme 
der Gebäude uſw., die in der Seit vom J. J. 1917 
bis 51. 12. 1925 mit Beihilfen aus öffentlichen 
Mitteln hergeſtellt ſind, 5 

c) bei den im 8 7 Siffer J a bis d des Geſetzes auf⸗ 


4 


geführten Gebäuden, die öffentlichen oder gemein⸗ 


nützigen Swecken dienen, 


d) bei den im 8 7 Siffer I e aufgeführten Wohnungen, 


zu denen 

gehören. 

„Die gemäß Siffer 5 errechnete Wohnungsbauabgabe 

für Monat April iſt bis zum 25. 4. d. Js. an die 

Gemeindekaſſe zu entrichten. Bei pünktlicher Zahlung 

der geſamten Abgabe bis zum 25. 4. einſchließlich (in 

den folgenden Monaten bis zun 15. j. Mts.) können 
die Steuerpflichtigen 2% des errechneten Betrages in 

Abzug bringen. 

Grundſtückseigentümer, die von ihren Mietern bis zum 
25. 4. d. Is. die geſchuldete Miete für April nicht 

oder nicht vollſtändig erhalten haben, haben der Orts- 
behörde hierüber innerhalb 1 Woche Anzeige zu er— 
ſtatten. Auf Grund dieſer Anzeige der Hauseigentümer 
haben die Ortsborſteher unverzüglich die rückſtändige Woh⸗ 
nungsbauabgabe (nur dieſe, nicht die ganze Miete) 
von den betreffenden Mietern im Verwaltungszwangs— 
verfahren einzuziehen. Erſtattet der Hauseigentümer 
eine ſolche Anzeige innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt 
nicht, dann bleibt er für die Abgabe haftbar und iſt 
letztere alsdann von ihm im Derwaltungsswangsper- 
fahren einzuziehen. 

. Beſtimmungen über die Abrechnung der gemäß Dor- 

ſtehenden geleifteten vorläufigen Sahlungen bleiben 

vorbehalten. 

Die Verteilung der aufkommenden Wohnungsbauabgabe 
regelt ſich im einzelnen wie folgt: 

a) 2 v. H. der Wohnungsbauabgabe darf der Haus- 
eigentümer zurückbehalten, wenn er die Abgabe für 
ſämtliche Wohnungen bis zum 25. 4. d. Is. (für 
die folgenden Monate ſtets bis zum 15. des betreffen⸗ 
den Monats) voll an die Gemeindekaſſe abführt. 
Im andern Falle fließen dieſe 2 v. H. der Gemeinde 
mit Kückſicht auf die erhöhten Verwaltungskoſten bei 
der zwangsweiſen Eintreibung zu. 

b) Weitere 2 v. H. der ganzen Wohnungs bauabgabe 
erhält der Kreis für feine Verwaltungskoſten. Dieſe 
2% find für Monat April bis ſpäteſtens zum 2. 
Mai d. Is. (in den folgenden Monaten ſtets bis 
zum 20. des betreffenden Monats) auf das Konto 
Nr. 612 bei der Kreisſparkaſſe in Tiegenhof zu 
überweiſen. 

c) Von dem alsdann verbleibenden Betrage der Woh— 
nungsbauabgabe (alſo von 96% der Gefamteinnah- 
men) ſteht dem Staat gemäß Abſchnitt III 8 8 Ziffer 
5 des Geſetzes der zehnte Teil zu. Der ſich hiernach 
für den Staat ergebende Betrag iſt ebenfalls zu dem 
vor zu b) angegebenen Termin an die Ureisſparkaſſe 
in Tiegenhof auf Konto Nr. 612 zu überweifen. 

d) Ein gleich hoher Betrag wie vor zu c) iſt von 
den Gemeinden zur Gewährung von Mietbeihilfen 
auszuwerfen. Das nähere hierüber ſiehe die nach⸗ 


ſtehende Siffer 10. 


insbeſondere auch die Inſtwohnungen 


— 


e) Die übrigen aus der Wohnungsbauabgabe aufkom⸗ 
menden Mittel find von den Gemeinden ausſchließ⸗ 
lich für Wohnungsbauzwecke gemäß den darüber im 
Geſetz getroffenen Beſtimmungen zu verwenden. 

9. Ueber die Geſamteinnahme und Ausgabe aus der 
Wohnungsbauabgabe iſt von den Gemeinden beſond ers 
Buch zu führen. MWähere Beſtimmungen hierüber 
bleiben vorbehalten. | 

10. Nach § 9 des Geſetzes erhalten leiſtungsſchwache Per⸗ 
ſonen, die durch die Miietſteigerung in eine Votlage 
geraten, auf Antrag Mietbeihilfen in voller oder teil- 
weiſer Höhe der durch das Geſetz eintretenden Miet⸗ 
ſteigerung. Die Gewährung dieſer Mietbeihilfen iſt 
Sache der Gemeindebehörden. Das dabei zu beobach⸗ 
tende Verfahren iſt in Artikel III Abſchnitt B der 
Ausführungsbeſtimmungen näher erläutert. a 

Die in einer Gemeinde gewährten Mietbeihilfen 

dürfen insgeſamt den nach Siffer 8 unter d) dieſer 

Verfügung ausgeworfenen Betrag nicht überſteigen. So⸗ 

weit der für Mietbeihilfen zur Verfügung ſtehende 

Betrag nicht voll benötigt wird, iſt der verbleibende 

Reftbetrag ebenfalls für Wohnungsbauzwecke zu ver» 

wenden. 

Die Gewährung der Mietbeihilfen erfolgt, wie in der. 
Ausführungsanweiſung näher erläutert, durch Ausſtellung 
von Gutſcheinen. Für die Gutſcheine wird hiermit folgen⸗ 
des Muſter vorgeſchrieben: 5 

Gemeinde (Guts⸗) Bezirk g. 

Gutſchein über eine Mietbeihilfe für Monat 

Name des ha 34. Me legen a. 

2. Nanie des Mieters %%% 

Wohnung rss 3 

4. Betrag der gewährten Mietbeihilfte BS . P 

Nwete ns 8 

F 1925. 

Der Gemeinde- (Buts-) Vorſteher. 
(Siegel) Vnterſchrift. 

Die Mieter geben dieſen Gutſchein ihrem Hausbeſitzer 
als Teilbetrag der Miete in SHahlung. Die Hausbeſitzer 
wiederum geben die Gutſcheine der Gemeindebehörde in 
Sahlung in Anrechnung auf die zu entrichtende Abgabe. 
Die Gutſcheine, die ſonach den Wert baren Geldes haben, 
find von den Ortsvorſtehern ſorgfältig aufzubewahren. 

11. Gleichzeitig mit der Einſendung der Mietverzeichniſſe 
(Siffer 2 dieſer Bekanntmachung), alſo bis ſpäte⸗ 
ſtens zum 27. April d. Is. iſt hierher zu berichten, 
welche Gebäude oder Gebäudeteile der zu Siffer 4 
angeführten Art vorhanden ſind. Zu a) bis c) ſind 
die betreffenden Gebäude einzeln genau aufzuführen 
und zwar iſt insbeſondere anzugeben: 

l. Name, Stand, Wohnort des Eigentümers 

gegebenenfalls auch des Mieters, 

II. Sweck, dem das Gebäude dient. | 
Zu d) der Ziffer 4 (Inſtwohnungen ufw.) genüg 
die ſummariſche Angabe der Sahl der in der Ortſchaft 
insgeſamt vorhandenen Wohnungen dieſer Art. 

12. Sofern die Herren Ortsvorſteher über einzelne Punkte 
in bezug auf die Ausführung des Geſetzes und der 
Aus führungsbeſtimmungen ſich noch im Unklaren be⸗ 
finden ſollten, können ſie im Büro des Areisausſchuſſes 
(Hreishaus Simmer Nr. 21) mündlich Auskunft einholen. 
Tiegenhof, den 14. April 1925. 


Der Kreisausſchuß des Kreiſes Gr. Werder. 


„„ ea wunwarn meer nn een 


und 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 
Leſeſtoffe. 


Den Herren Schulleitern und Lehrern gebe ich bekannt, daß als 
Leſeſtoff für das 5.—8. Schuljahr die Beltz'ſchen Leſebogen Nr. 
2, 15, 18, 22 atb, 26, 27 a, 50 a b, 51, 52, 55, 57, 58, 40 und 
42 zur Einführung beſtimmt ſind. Dieſe Bogen werden mit einer 


* 


* 


Mappe geliefert. Durch einen Sammelbezug wird die Anſchaffung 
verbilligt. Die Herren Schulleiter bezw. Lehrer wollen mir bis ſpäte⸗ 
ſtens 21. Appil berichten, wieviel ſolcher zuſammengeſtellten 
Ceſe bücher fie benötigen. Die Beſtellung und Lieferung erfolgt 
dann durch eine hieſige Buchhandlung. 

Tiegenhof, den 10. April 1925. 


Der Kreisſchulrat. 


Weidemann. 


eo A ee u nn n  — ne ee mn 


Ahle Antec! 


4 „Deutſches Haus“ 


Der hervorragende Spielplan!!! 


Sonntag, den 19. April 


nachm. 5 Ahr u. abends 8 Uhr 


Montag, den 20. April 


8 Uhr abends 


ich 2 


Ein . Geſellſchaftsfilm in 7 Akt. 
Hauptrolle: e Oswalda. 


Die Hilftreppen der Liebe 
Der Film v. Frauen und Moden. 
Modiſche Leitung: Elſa Herzog. 
Kleider u. de De Gerſon, Berlin. 


erdem 
Bitte, verhaften Sie mid!!! 
Groteske in 2 Akten. 
Mit Monty Banko in der Hauptrolle. 


Eintrittspreiſe; 1. Platz 1,—, Sperrſitz 1,50, Parkett 2,— 
Loge 2,50. Haſſeneröffnung ½ Std. vor Beginn. 


ee el el e ee, . 
Inſerieren bringt Gewinn! 


g 
f 
. 
i 
4 
f 
. 
g 


Druck und N von R. 9 5 W. N Reuteich (Freie Stadt Danzig.) 


Eintrittspreis: 2, — Gulden, Galerie für Schüler 1, — 
Um 8 Uhr werden die Saaltüren geſchloſſen. Kaffenöffnung 
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In Nenteich im Hotel Deutſches Haus findet ftatt 


Dienstag, den 21. April 1925, abends 8 Uhr, ein 
Vortrag mit Film u. Lichtbildern 


von Kapitänleutnant a. D. 


Hellmuth von Mücke: 


Die Kriegsfahrt des Landungszugs 


S. M. S. „Emden“. 
Eintritt: G 1,—, 2,—, 5,—, Schüler 60 P. 
Vorverkauf bei R. Pech. 


Co 
f pcotts 


ausgezeichnetes Kinder: 
Uräftigungs mittel. Lang 
erprobt und ſtets bewährt 
in allen Kulturftaaten. 


In Apotheken und Droge: 
rien erhältlich. 


Bürgerverein Tiegenhof, 1 e des Deutſchen 


Heimatbundes Danzi 


Montag, den 0. April d. Is. Abends 8 Uhr 


im Saale des Deutſchen Hauſes hierſelbſt 


Vortrag 


des Herrn Kapitänleutnant von Mücke über 


die Kriegsfahrt des Landungszuges S. M. 


S. Emden ⸗Ayeſa. 
Vortrag, Lichtbilder, Film. 
Gulden. 


2 Uhr. Rauchen verboten. 


ee 
Streue dauernd auf mei⸗ 
nen Feldern 


Tgijtweizen 


Erich Ebeling 
Gutsb. Kunzendorf. 


Lehrling 


mit guten Schulkenntniſ⸗ 
fen für mein Kolonial- 


warengeſchäft ſucht 


M. Kilian, 
Neuteich. 


Buchbinder arbeiten 


werden ſchnellſtens in unſerer Buchbinderei 


ausgeführt. 


Buchdruckerei R. Pech & Richert 
Neuteich. 


— — 


